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Sachstand Neuorganisation SGB II 
 
Der Bundestag hat am 18.06.2010 mit der notwendigen 2/3 Mehrheit der Änderung des 
Grundgesetzes zur verfassungsrechtlichen Absicherung der Mischverwaltung aus Kom-
munen und Agenturen für Arbeit in den gemeinsamen Einrichtungen sowie der zugelasse-
nen Träger zugestimmt. Des Weiteren hat der Bundestag den für die Neuorganisation des 
SGB II erforderlichen Änderungen im SGB II zugestimmt. 
 
Der Bundesrat hatte bereits am 04.06.2010 eine positive Stellungnahme zur Änderung des 
Grundgesetzes abgegeben und darüber hinaus einige Änderungen am Gesetzentwurf zur 
Änderung des SGB II vorgeschlagen. Dieser Stellungnahme des Bundesrates wurde im 
Änderungsantrag der Fraktionen von CDU/CSU, SPD und FDP im Bundestag weitgehend 
Rechnung getragen. 
 
Die Beigeordnete der Stadt Köln für Umwelt, Soziales und Integration, Frau Bredehorst hat 
in Ihrer Eigenschaft als Sachverständige an der öffentlichen Anhörung des Ausschusses 
für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestages teilgenommen. Die schriftliche Stel-
lungnahme von Frau Bredehorst ist dieser Mitteilung als Anlage beigefügt. 
 
Der überarbeitete Gesetzentwurf liegt noch nicht vor. Die verabschiedeten Änderungen 
am bekannten Gesetzentwurf sind in einer Übersicht zusammengefasst und ebenfalls als 
Anlage beigefügt. 
 
Das Gesetzgebungsverfahren soll planmäßig mit der Entscheidung des Bundesrates in 
der Sitzung am 09.07.2010 abgeschlossen werden. 


